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* 1 %-Regelung auf Grundlage 
des Bruttolsitenneupreises ver-
fassungsrechtlich unbedenktlich 

* Die Aufzeichnung der Barein-
nahmen ist auch bei einem Ein-
nahmen - Überschussrechner  
zwingend erforderlich 

* Ferienjobs für Schüler sind so-
zialversicherungsfrei 

* Kosten für Betriebsveranstaltun-
gen als Arbeitslohn 

* Mindestangaben in einem ord-
nungsgemäßen Fahrtenbuch 

* Modifizierte Beleg- und Buch-
nachweise für innergemein-
schaftliche Warenlieferungen ab 
dem 1.10.2013 gültig 

* Zahlungsverzug - Höhe der 
Verzugszinsen 

Termine Juni 2013 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 
Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, Kirchen-
steuer, Solidaritätszu-
schlag3 

10.6.2013 13.6.2013 7.6.2013 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallen-
de Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung an den 
Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Einkommensteuer, Kir-
chensteuer, Solidari-
tätszuschlag 

10.6.2013 13.6.2013 7.6.2013 

Körperschaftsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.6.2013 13.6.2013 7.6.2013 

Umsatzsteuer4 10.6.2013 13.6.2013 7.6.2013 
Sozialversicherung5 26.6.2013 entfällt Entfällt 

 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 
10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben 
werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Kon-
to des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang 
des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung 
erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalenderviertel-
jahr. 

4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei 
Vierteljahreszahlern ohne Fristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten 
Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu ver-
meiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen bis spätestens zwei Arbeitsta-
ge vor Fälligkeit (d. h. am 24.6.2013 bzw. 25.7.2013) an die jeweilige Einzugsstelle übermit-
telt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die 
Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbe-
sondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden: 
Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, Kirchen-
steuer, Solidaritätszu-
schlag3 

10.7.2013 15.7.2013 5.7.2013 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallen-
de Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung 
an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.7.2013 15.7.2013 5.7.2013 
Sozialversicherung5 29.7.2013 entfällt Entfällt 

 

Termine Juli 2013 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Einnahmen aus ehrenamtlicher Tätigkeit sind umsatzsteuerfrei, 
wenn a) die Tätigkeit für juristische Personen des öffentlichen 
Rechts ausgeübt wird oder b), wenn das gezahlte Entgelt (z. B. 
von einem Verein) nur in Auslagenersatz und einer angemes-
senen Entschädigung für Zeitversäumnis besteht.  
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hatte Anfang 
2012 parallel zur Gesetzgebung die Kriterien für die Angemes-
senheit des Entgelts für eine ehrenamtliche Tätigkeit zu b) 
ausgelegt. Nach Intervention des Deutschen Steuerberater-
verbandes hat das Ministerium das Schreiben überarbeitet: 
· Liegt ein eigennütziges Erwerbsstreben oder eine Hauptbe-

ruflichkeit vor bzw. wird der Einsatz nicht für eine 
fremdnützig bestimmte Einrichtung erbracht, kann unab-
hängig von der Höhe der Entschädigung nicht von einer eh-
renamtlichen Tätigkeit ausgegangen werden. 

· Das ist insbesondere dann der Fall, wenn der Zeitaufwand 
der Tätigkeit auf eine hauptberufliche Teilzeit- oder sogar 
Vollzeitbeschäftigung hindeutet. Ein Entgelt, das nicht le-
diglich im Sinne einer Entschädigung für Zeitversäumnis 
oder eines Verdienstausfalls gezahlt wird, sondern sich an 
der Qualifikation des Tätigen und seiner Leistung orientiert, 
steht dem Begriff der ehrenamtlichen Tätigkeit entgegen. 

· In anderen Fällen ist 
· eine Entschädigung von 50 € pro Stunde als angemes-

sen anzusehen, 
· wenn die Vergütung für die ehrenamtlichen Tätigkeiten 

(oben unter b) den Betrag von 17.500 € im Jahr nicht 
übersteigt. Die Einnahmen aus Tätigkeiten für juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts sind dabei also 
nicht zu erfassen. 

· Zur Ermittlung der Grenze von 17.500 € ist auf die tat-
sächliche Höhe der Aufwandsentschädigung im Vorjahr 
sowie auf die voraussichtliche Höhe der Aufwandsent-
schädigung im laufenden Jahr abzustellen. 

 

· Ein (echter) Auslagenersatz, der für die tatsächlich ent-
standenen und nachgewiesenen Aufwendungen der 
ehrenamtlichen Tätigkeit vergütet wird, bleibt bei der 
Berechnung der Betragsgrenzen unberücksichtigt. Als 
Auslagenersatz werden z. B. auch Fahrtkostenersatz 
nach den pauschalen Kilometersätzen oder auch Ver-
pflegungsmehraufwendungen anerkannt, sofern sie 
lohnsteuerlich ihrer Höhe nach als Reisekosten ange-
setzt werden könnten. 

· Wird eine monatliche oder jährliche pauschale Vergütung 
unabhängig vom tatsächlichen Zeitaufwand gezahlt, sind 
sämtliche Vergütungen umsatzsteuerpflichtig. Dies gilt für 
eine pauschal gezahlte Aufwandsentschädigung nicht, 
wenn der Vertrag, die Satzung oder der Beschluss eines 
laut Satzung hierzu befugten Gremiums zwar eine Pau-
schale vorsieht, aber zugleich festgehalten ist, dass der 
ehrenamtlich Tätige durchschnittlich eine bestimmte An-
zahl an Stunden pro Woche/Monat/Jahr für die 
fremdnützig bestimmte Einrichtung tätig ist und die 
Betragsgrenzen nicht überschritten werden. Der tatsächli-
che Zeitaufwand muss glaubhaft gemacht werden. 

· Aus Vereinfachungsgründen kann die Steuerbefreiung 
auch ohne weitere Prüfung gewährt werden, wenn der 
Jahresgesamtbetrag der Entschädigungen den Freibetrag 
nach § 3 Nummer 26 Einkommensteuergesetz (sog. 
Übungsleiterpauschale, z. Z. 2.100 €) nicht übersteigt. In 
diesen Fällen müssen nur die Tätigkeiten und die Höhe 
der dabei enthaltenen Entschädigungen angegeben wer-
den. 

Personen, die betroffen sind, sollten mit ihrem Steuerberater 
eine Lösung finden. Dies gilt auch für betroffene Vereine, die 
wahrscheinlich nicht in der Lage sind, zusätzlich Umsatzsteuer 
zu zahlen. 

 

Ehrenamt: Neuregelungen gelten rückwirkend ab dem 1.1.2013 

Bundesrat stimmt Gesetz zur Stärkung des Ehrenamtes zu 
Die gesetzlichen Rahmenbedingungen für bürgerschaftliches Engagement als Ausdruck einer freiheitlichen Gesellschaft sollen so 
weiterentwickelt werden, dass sich eine aktive Zivilgesellschaft besser entfalten kann. 
Folgende Regelungen sollen dazu beitragen: 
· Steuerbegünstigten Organisationen und ehrenamtlich und bürgerschaftlich Engagierten wird ein flexiblerer Umgang mit ideel-

len Mitteln ermöglicht, um dadurch eine dauerhafte Zweckerfüllung sicherzustellen. Zum Einen wird die Mittelverwendungsfrist 
um ein weiteres Jahr ausgedehnt. Zum Anderen wird durch die Erleichterung der Zuführung der ideellen Mittel in eine freie 
Rücklage und die Einführung einer Wiederbeschaffungsrücklage die Leistungsfähigkeit der steuerbegünstigten Körperschaften 
langfristig und nachhaltig gesichert. 

· Die Haftung bei zweckfremder Verwendung von Spenden wird auf die Fälle der grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Scha-
densverursachung beschränkt. 

· Die Übungsleiterpauschale und der Ehrenamtsfreibetrag werden um 300 € auf jährlich 2.400 € bzw. um 220 € auf 720 € pro 
Jahr steigen. 

· Mitglieder von Vereinsvorständen sind künftig ausdrücklich unentgeltlich tätig. Erhalten sie neben dem Ersatz für tatsächlich 
entstandenen Aufwand auch Vergütungen für ihre Tätigkeit, ist die Gewährung solcher Leistungen in der Satzung vorzusehen. 
Vereine haben für entsprechende Satzungsänderungen Zeit bis zum 31.12.2014. 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

Verrechenbare Verluste aus privaten Wertpapiergeschäften 

Langjähriger Leerstand von Wohnungen: Nachweis der Vermietungsabsicht 
Grundsätzlich ist für jedes Vermietungsobjekt einzeln zu prüfen, ob bei der Vermietung einer Immobilie eine 
Einkünfteerzielungsabsicht besteht. 
Der Bundesfinanzhof hat jetzt in mehreren Urteilen klar gestellt, welche Voraussetzungen vorliegen müssen, damit auch bei lang-
jährigem Leerstand von Wohnimmobilien Aufwendungen als Werbungskosten berücksichtigt werden können: 
· Aufwendungen für eine nach Herstellung, Anschaffung oder Selbstnutzung leer stehende Wohnung können als vorab entstan-

dene Werbungskosten abziehbar sein, wenn der Vermieter die Einkünfteerzielungsabsicht hinsichtlich dieses Objekts erkennbar 
aufgenommen und sie später nicht aufgegeben hat. 

· Aufwendungen für eine Wohnung, die nach vorheriger, auf Dauer angelegter Vermietung leer steht, sind auch während der Zeit 
des Leerstands als Werbungskosten abziehbar, solange der Vermieter den ursprünglichen Entschluss zur Einkünfteerzielung im 
Zusammenhang mit dem Leerstand der Wohnung nicht endgültig aufgegeben hat. 

· Sind Vermietungsbemühungen erkennbar nicht erfolgreich, muss der Vermieter sein Verhalten anpassen, z. B. durch Einschal-
ten eine Maklers, Nutzung alternativer Bewerbungsmöglichkeiten, Anpassung der Mieten. 

· Für die Ernsthaftigkeit und Nachhaltigkeit von Vermietungsbemühungen als Voraussetzung einer fortbestehenden 
Einkünfteerzielungsabsicht trägt der Vermieter die Feststellungslast. 

Hinweis: Die Vermietungsbemühungen sollten wie folgt nachgewiesen werden: 
· Bei schlechtem Zustand sollte die Wohnung renoviert werden. 
· Bei möblierten Wohnungen sollten ggf. Möbel entfernt und die Wohnungen als unmöbliert angeboten werden. 
· Reagiert kein Mieter auf Anzeigen, sollte der Text geändert oder direkt ein Immobilienmakler eingeschaltet werden. 
· Die Ablehnung von Mietern sollte mit nachvollziehbaren Gründen dokumentiert werden. 

· Kapitalanleger, die noch steuerlich verrechenbare Verluste 
aus privaten Wertpapiergeschäften aus der Zeit vor dem 
1.1.2009 (vor Einführung der Abgeltungsteuer) haben, kön-
nen diese sog. Altverluste nur noch mit den im Laufe des 
Jahres 2013 erzielten Wertpapierveräußerungsgewinnen 
verrechnen. Diese Altverluste sind bis einschließlich 2013 
auch mit bestimmten Gewinnen aus der Veräußerung von 
Kapitalvermögen verrechenbar. 

· Die Verrechnung der Altverluste erfolgt durch das Finanzamt 
im Rahmen der Einkommensteuererklärung. Dazu muss 
dem Finanzamt eine Jahressteuerbescheinigung der Bank 
vorgelegt werden, aus der die dem Steuerabzug unterworfe-
nen Veräußerungsgewinne ersichtlich sind. Dies gilt letztma-
lig im Jahr 2014 für die Veranlagung des Jahres 2013. Nach  

Ablauf des Jahres 2013 ist eine Verrechnung von Altverlus-
ten nur noch mit Gewinnen aus der Veräußerung anderer 
Wirtschaftsgüter (Kunstgegenstände, Devisen, Edelmetal-
le) innerhalb der einjährigen Spekulationsfrist möglich, 
wenn diese jährlich mindestens 600 € betragen. Darüber 
hinaus besteht noch eine Verrechnungsmöglichkeit mit 
Gewinnen aus dem Verkauf nicht selbst genutzter Immobi-
lien innerhalb der zehnjährigen Spekulationsfrist. 

· Hinweis: Wer noch über Altverluste aus privaten Spekula-
tionsgeschäften verfügt, kann Wertsteigerungen seines 
nach 2008 angeschafften Wertpapierbestands durch Ver-
kauf realisieren und die steuerbaren Veräußerungsgewinne 
mit den Altverlusten verrechnen. Eine Abstimmung mit dem 
Steuerberater und der Bank ist zu empfehlen. 

Nutzt ein Arbeitnehmer einen Dienst-
wagen auch zu privaten Zwecken, sind 
die Vorteile aus der Überlassung nach 
der sogenannten 1 %-Regelung als 
Arbeitslohn zu berücksichtigen. Das 
bedeutet, dass für jeden Kalendermo-
nat 1 % des inländischen Listenpreises 
im Zeitpunkt der Erstzulassung zzgl.  

1 %-Regelung auf Grundlage des Bruttolistenneupreises  
verfassungsrechtlich unbedenklich 

Kosten für Sonderausstattungen 
inklusive Umsatzsteuer anzusetzen 
sind. Diese Regelung gilt auch dann, 
wenn für Gebrauchtfahrzeuge ein 
wesentlich geringerer Betrag bezahlt 
wird. 
Beispiel: Einem Arbeitnehmer wird 
ein gebrauchter Dienstwagen (An-       
. 

schaffungskosten 20.000 €) überlas-
sen. Der Bruttolistenneupreis im Zeit-
punkt der Erstzulassung betrug 
50.000 €. Zu versteuern sind monat-
lich 1 % von 50.000 €. 
Der Bundesfinanzhof hat erneut be-
stätigt, dass gegen die 1 %-Regelung 
keine verfassungsrechtlichen Beden-
ken bestehen. 
Hinweis: Um diese Besteuerung zu 
vermeiden, kann und sollte ein Fahr-
tenbuch geführt werden. 

Die Aufzeichnung der Bareinnahmen ist auch bei einem Einnahmen-Überschussrechner 
zwingend erforderlich 
Steuerrechtlich besteht grundsätzlich die Pflicht zur Führung einer Kasse und eines Kassenbuchs. Zum Nachweis der Einnahmen 
sind die angefallenen Kassenstreifen, Kassenzettel oder Kassenbons aufzubewahren. Die Bareinnahmen sind zeitnah, also täglich, 
zu erfassen. Es ist zu beachten, dass die Eintragungen laut Kassenbericht oder Kassenbuch mit dem tatsächlichen Kassenbestand 
übereinstimmen müssen und ein jederzeitiger Abgleich möglich sein muss. Nicht so gravierende Anforderungen werden an die Kas-
senführung der Einnahmen-Überschussrechner gestellt. Zur Führung eines Kassenbuchs sind Unternehmer, die ihren Gewinn durch 
Einnahmen-Überschussrechnung ermitteln, nicht verpflichtet. Allerdings müssen auch Einnahmen-Überschussrechner ihre Barein-
nahmen vollständig erfassen. Die Pflicht, entsprechende Aufzeichnungen vorzunehmen, ergibt sich aus dem Umsatzsteuergesetz. 
Die Aufzeichnungen müssen so klar und vollständig sein, dass ein sachverständiger Dritter in vertretbarer Zeit den Umfang der Ein-
nahmen ermitteln und erkennen kann. 
Das Niedersächsische Finanzgericht hat entschieden, dass auch ein Einnahmen-Überschussrechner seine Bareinnahmen und Bar-
ausgaben täglich aufzeichnen muss. Die Dokumentation der vollständigen Einnahmenerfassung kann durch geordnete Belegablage, 
durch Aufbewahrung der Kassenstreifen, Kassenzettel oder Kassenbons oder durch Kassenberichte erfolgen. Es ist also eine nach-
vollziehbare und überprüfbare Dokumentation der Ermittlung der Einnahmen erforderlich. Ansonsten drohen bei einer Betriebsprü-
fung Zuschätzungen. Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Während der Ferien können Schüler unbegrenzt Geld verdie-
nen, ohne sozialversicherungspflichtig zu werden. Vorausset-
zung ist, dass die Beschäftigung im Voraus auf maximal zwei 
Monate oder 50 Arbeitstage im Kalenderjahr befristet ist. Pau-
schalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung fallen bei 
diesen kurzfristigen Beschäftigungen ebenfalls nicht an, weil 
es sich nicht um sogenannte Minijobs handelt. 
Wird die Beschäftigung in einem Kalenderjahr über diesen 
Zeitraum hinaus fortgesetzt und ein Arbeitsentgelt von bis zu 

450 € im Monat gezahlt, sind die Vorschriften für die soge-
nannten Minijobs anzuwenden. 
Beispiel: Schüler Paul arbeitet erstmals in den Sommerfe-
rien vom 22.7. bis 30.8.2013 in einer Firma und erhält dafür 
ein Entgelt von 800 €. Es entsteht keine Sozialversiche-
rungspflicht, weil er weniger als 50 Tage arbeitet. Ab 
1.10.2013 arbeitet er für monatlich 450 €. Ab diesem Tag 
hat der Arbeitgeber die pauschalen Beiträge sowie die Um-
lagen an die Knappschaft Bahn-See zu entrichten. 

 

Ferienjobs für Schüler sind sozialversicherungsfrei 

Kosten für Betriebsveranstaltungen als Arbeitslohn 
Kosten eines Arbeitgebers zur Durchführung von Betriebsveranstaltungen sind in Fällen des Überschreitens der Freigrenze von 
110 € je Teilnehmer in voller Höhe als Arbeitslohn zu versteuern. Sie können pauschaliert der Lohnsteuer unterworfen werden. 
Nicht jede Betriebsveranstaltung führt zu steuerpflichtigem Arbeitslohn. Werden Veranstaltungen aus ganz überwiegend eigenbe-
trieblichem Interesse des Arbeitgebers durchgeführt, liegt kein steuerpflichtiger Arbeitslohn vor, selbst wenn dadurch auch Sach-
zuwendungen an Arbeitnehmer bewirkt werden. Ein eigenbetriebliches Interesse ist auch zu unterstellen, wenn die Aufwendun-
gen getätigt werden, um den Kontakt der Mitarbeiter untereinander und damit das Betriebsklima zu fördern. 
Ein den Arbeitnehmern zufließender geldwerter Vorteil wird erst dann unterstellt, wenn Aufwendungen für derartige Veranstaltun-
gen die oben genannte Freigrenze übersteigen. In die Ermittlung, ob die Freigrenze überschritten ist, sind die den Arbeitgeber 
treffenden Gesamtkosten der Veranstaltung einzubeziehen. Dies sind Kosten für den Rahmen und das Programm der Betriebs-
veranstaltung. Leistungen, die in keinem unmittelbaren Zusammenhang mit der Betriebsveranstaltung stehen, sind ebenso wie 
alle anderen Aufwendungen, die nicht direkt der Betriebsveranstaltung zuzuordnen sind, nicht in die Berechnung einzubeziehen. 
Beispielsweise handelt es sich dabei um Kosten für die Beschäftigung eines Event-Managers u. ä. Außerdem sind Elemente von 
sonstigen betrieblichen Veranstaltungen nicht als Arbeitslohn zu berücksichtigen. Beispielhaft sind dies typische Aufwendungen 
für Betriebsversammlungen. 
Der Gesamtbetrag der Aufwendungen, die untrennbar für die Betriebsveranstaltung angefallen sind, ist zu gleichen Teilen sämtli-
chen Teilnehmern zuzurechnen. Individualisierbare und als Arbeitslohn zu berücksichtigende Leistungen, z. B. für die Übernah-
me von Anfahrtskosten (Flug oder Bahn etc.), sind gesondert zu erfassen und von den unmittelbar begünstigten Personen zu 
versteuern. 

 

Ein Fahrtenbuch ist nur dann ordnungsmäßig, wenn die 
Ausgangs- und Endpunkte der jeweiligen Fahrten sowie die 
dabei aufgesuchten Geschäftspartner eingetragen sind. 
Diese Mindestangaben können nicht durch andere nicht im 
Fahrtenbuch enthaltene Auflistungen ersetzt werden. Dies 
hat der Bundesfinanzhof entschieden und dazu präzisiert, 
dass 
· ein Fahrtenbuch zeitnah und in gebundener Form geführt 

werden muss, 
· es nicht ausreicht, wenn die betreffenden Fahrten mit 

„Dienstfahrten“ o. ä. vermerkt werden, wobei Listen z. B. 
des Arbeitgebers solche Eintragungen nicht ersetzen 
können, 

· bei jeder einzelnen Fahrt Datum und Fahrtziele sowie der 
jeweilige Gesamtkilometerstand und die jeweils aufge-
suchten Geschäftspartner/Kunden oder die konkrete 
dienstliche Verrichtung aufgeführt werden, 

· bei einer einheitlichen beruflichen Reise die Ge-
schäftspartner/Kunden im Fahrtenbuch in der zeitlichen 
Reihenfolge des Aufsuchens notiert werden. 

 
Im entschiedenen Fall hatte ein Arbeitnehmer zwar ein 
gebundenes Fahrtenbuch geführt, dabei aber lediglich 
„Außendienst“ vermerkt, ohne die aufgesuchten Personen, 
Firmen usw. zu notieren. Den Hinweis auf den vom Arbeit-
geber geführten elektronischen Terminkalender akzeptierte 
das Gericht nicht. 
Hinweis: Jeder, der die Fahrtenbuchlösung wählt, muss 
sich darauf einstellen, erheblichen Verwaltungsaufwand 
bewältigen zu müssen. Insbesondere bei Vielfahrern ist 
dies zwar lästig, aber aus steuerlichen Gründen unerläss-
lich, wenn das Dienstfahrzeug nur geringfügig zu privaten 
Zwecken genutzt wird. 

Mindestangaben in einem ordnungsgemäßen Fahrtenbuch 
 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 
Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid. 
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn 
· für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 
· die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft, 
· der Schuldner die Leistung verweigert, 
· besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen. 
Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber einem 
Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung besonders hingewiesen wurde. 
Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den darauf enthaltenen Verbraucherhin-
weis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen. 
Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für 
Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. 
Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um welche die Bezugsgröße 
seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste Hauptre-
finanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahres. 
Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1.7.2010: 
Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz Verzugszinssatz für 

Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung 

1.7. bis 31.12.2010 0,12 % 5,12 % 8,12 % 
1.1. bis 30.6.2011 0,12 % 5,12 % 8,12 % 
1.7. bis 31.12.2011 0,37 % 5,37 % 8,37 % 
1.1. bis 30.6.2012 0,12 % 5,12 % 8,12 % 
1.7. bis 31.12.2012 0,12 % 5,12 % 8,12 % 
1.1. bis 30.6.2013 -0,13 % 4,87 % 7,87 % 

 

Modifizierte Beleg- und Buchnachweise für innergemeinschaftliche Warenlieferungen 
ab dem 1.10.2013 gültig 
Innergemeinschaftliche Warenlieferungen sind umsatzsteuerfrei, wenn der Unternehmer die erforderlichen Beleg- und Buch-
nachweise erbringt. Zur Bekämpfung des Umsatzsteuerbetrugs sollte ursprünglich ab dem 1.1.2012 nur noch die so genannte 
Gelangensbestätigung als Nachweis anerkannt werden. Darin bestätigt der Abnehmer, dass der Gegenstand der Lieferung in 
das übrige Gemeinschaftsgebiet gelangt ist. Nach erheblichen Protesten der Wirtschaft sind die Regeln überarbeitet worden 
und treten nunmehr am 1.10.2013 in Kraft. Für zuvor ausgeführte innergemeinschaftliche Lieferungen gelangen die vor 2012 
gültigen Regelungen zur Anwendung. 
Neben der Gelangensbestätigung, die weiterhin als Nachweisbeleg vorgesehen ist und keiner bestimmten Form unterliegt, 
werden zukünftig weitere Nachweise anerkannt: 
· Bei Versendung des Gegenstands der Lieferung durch den Unternehmer oder Abnehmer z. B. durch einen Versendungs-

beleg, insbesondere einen handelsrechtlichen Frachtbrief. 
· Bei Versendung des Gegenstands der Lieferung durch den Abnehmer mittels eines Nachweises über die Bezahlung des 

Gegenstands von einem Bankkonto des Abnehmers zusammen mit einer Bescheinigung des beauftragten Spediteurs, die 
diverse Angaben erhalten muss (Namen, Anschriften, Bezeichnung und Menge des Liefergegenstands, Unterschriften). 

· Bei der Lieferung von Fahrzeugen, die durch den Abnehmer befördert werden und für die eine Zulassung zum Straßen-
verkehr erforderlich ist, durch einen Nachweis über die Zulassung des Fahrzeugs auf den Erwerber im Bestimmungsmit-
gliedstaat der Lieferung. 

 


